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genannt) unter Verwendung von neuen, gebrauchten 
oder aufgearbeiteten Ersatzteilen und Baugruppen und 
die Zulassung solcher Fahrzeuge zum öffentlichen 
Straßenverkehr.

§ 2
Begriffsbestimmungen

In dieser Anordnung gelten als
1. Ersatzteile:

alle konstruktionsgebundenen Fahrzeugteile, zu 
deren Nachlieferung der Fahrzeugproduzent ver­
pflichtet ist, sowie alle Teile, die bei der Durchfüh­
rung von Instandsetzungsarbeiten an Fahrzeugen 
ausgebaut werden, unabhängig von ihrem Ver­
schleißgrad;

2. Baugruppen:
a) Rahmen,
b) Motor,
c) Getriebe,
d) Karosserie,
e) Fahrerhaus;

8. Nutzfahrzeuge:
a) Lieferwagen,
b) Lastkraftwagen, auch mit Sonderaufbauten,
c) Traktoren,
d) Zugmaschinen,
e) Kraftomnibusse,
f) Anhänger für Lastkraftwagen, zwei- und mehr­

achsig,
g) Anhänger für Kraftomnibusse;

4. Spezialfahrzeuge:
a) Abschleppfahrzeuge,
b) Hilfsdienstfahrzeuge,
c) Motorsportfahrzeuge für Sportarten, die nicht mit 

serienmäßigen Fahrzeugen durchgeführt werden,
d) Versehrtenfahrzeuge,
e) Kommunalfahrzeuge;

5. sonstige Fahrzeuge:
a) Personenkraftwagen, auch Komb: Wagen,
b) Motorräder,
c) Motorroller,
d) Mopeds.

Neuaufbau
§ 3

(1) Neuaufbau im Sinne dieser Anordnung ist der 
Aufbau von Fahrzeugen mit neuen, gebrauchten oder 
aufgearbeiteten Ersatzteilen und Baugruppen, unab­
hängig davon, ob es sich um typenreine Fahrzeuge oder 
Eigenkonstruktionen handelt.

(2) Der Neuaufbau von Fahrzeugen ist untersagt, so­
weit nicht im Abs. 3 sowie in den §§ 4 und 5 Ausnah­
men vorgesehen sind.

(3) Sofern ein dringendes volkswirtschaftliches Inter­
esse vorliegt, kann der Neuaufbau von Nutz- und 
Spezialfahrzeugen nach vorheriger schriftlicher Geneh­
migung erfolgen.

(4) Der Neuaufbau muß nach den gesetzlich festge­
legten Bestimmungen über den Bau und den Betrieb 
von Fahrzeugen erfolgen. Beim Aufbau sind die zu­
lässigen Belastungswerte einzuhalten.

(5) Die Genehmigung erteilen:
a) bei Kraftomnibussen

die Abteilung Verkehr beim örtlich zuständigen 
Rat des Bezirkes nach vorheriger Abstimmung mit 
dem Ministerium für Verkehrswesen, Hauptver­
waltung des Kraftverkehrs;

b) bei Traktoren und Zugmaschinen aus LPG, GPG, 
VEG, MTS/RTS
die Produktionsleitungen der Bezirkslandwirt­
schaftsräte,
für die anderen Bereiche der Land- und Forstwirt­
schaft
die zuständigen staatlichen bzw, wirtschaftsleiten­
den Organe,
für den Bereich Erfassung und Aufkauf 
die zuständige VVEAB;

c) bei allen anderen im § 2 Ziffern 3 und 4 genannten 
Fahrzeugen
die Abteilung Verkehr beim für den Antragsteller 
örtlich zuständigen Rat des Bezirkes;

d) für Fahrzeuge, die im Bereich des Post- und Fern­
meldewesens eingesetzt werden,
das Ministerium für Post- und Fernmeldewesen, 
sofern der Aufbau in Werkstätten der Deutschen 
Post erfolgt.

(6) Die Aufbaugenehmigungen sind auf den Namen 
des Kraftfahrzeughalters auszustellen.

(7) Vor jeder rechtsgeschäftlichen Veränderung des 
Eigentums (mit Ausnahme des Erwerbs des Eigentums­
rechts im Wege der Erbfolge) ist das aufgebaute Fahr­
zeug dem zuständigen Staatlichen Vermittlungskontor 
für Maschinen- und Materialreserven anzubieten. Im 
Kraftfahrzeugbrief ist eine diesbezügliche Eintragung 
vorzunehmen.

(8) Die Genehmigung ist gebührenpflichtig und gilt 
12 Monate. Die Gebühr beträgt für Motorräder, Motor­
roller und Mopeds 5 DM, für alle übrigen Fahrzeuge 
20 DM.

§ 4
Der Neuaufbau von Nutz- oder Spezialfahrzeugen ist 

nicht genehmigungspflichtig, wenn er auf Grund einer 
staatlichen Planauflage erfolgt.

§ 5
(1) Sonstige Fahrzeuge gemäß § 2 Ziff. 5 dürfen ohne 

Genehmigung aufgebaut werden, wenn ihre Serien­
produktion mindestens 10 Jahre vor Beginn des Neu­
aufbaues eingestellt worden ist.

(2) Die hierfür in Frage kommenden Fahrzeugtypen 
aus der Deutschen Demokratischen Republik und aus 
den sozialistischen Staaten werden vom Ministerium 
für Verkehrswesen, Hauptverwaltung des Kraftver­
kehrs, in der Fachpresse bekanntgegeben.

(3) Fahrzeuge für den Motorsport entsprechend § 2 
Ziff. 4 Buchst, c dürfen ebenfalls ohne Genehmigung 
aufgebaut werden, sofern sie nicht am öffentlichen 
Straßenverkehr teilnehmen.

§ 6
(1) Sofern ein Neuaufbau auf Rechnung durch einen 

Betrieb erfolgt, darf der Preis den festgelegten Ver­
braucherpreis nicht überschreiten.

(2) Von dem ausführenden Betrieb ist die jeweils 
festgelegte Produktions- und Verbrauchsabgabe für das 
aufgebaute Fahrzeug zu entrichten, auch wenn keine 
neuen Ersatzteile oder Baugruppen verwendet wurden.


